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„Nicht mit Holzhammer eingreifen“
B Z - I N T E R V I E W mit dem Freiburger Volkswirt Oliver Landmann über den deutschen Außenhandel und die Tücken der Statistik

FREIBURG. Kraftfahrzeuge und die Tei-
le dafür sind Deutschlands wichtigstes
Exportgut. Das zeigt die Außenhandels-
statistik 2018, die das Statistische Bun-
desamt am Mittwoch veröffentlicht hat
(Grafik). Autos und Autoteile gehören
aber auch zu den Gütern, von denen die
Bundesrepublik am meisten importiert.
Bei chemischen Erzeugnissen ist es
ähnlich: Deutschland führt sie in gro-
ßen Mengen aus, aber auch ein. Über
die Hintergründe sprach Barbara
Schmidt mit dem Freiburger Ökono-
men Oliver Landmann.

BZ: Herr Landmann, wenn Deutschland
Bananen oder Kaffee importiert, ist das
logisch, weil solche exotischen Pflanzen
hierzulande nun einmal nicht wachsen.
Aber Autos und Autoteile? Die stellen wir
doch selbst in großen Mengen und hoher
Qualität her.
Landmann: Für Außenhandel gibt es
verschiedene Motive. Eines davon ist das-
jenige, das Sie ansprechen: Wir exportie-
ren, was wir haben oder besonders gut
herstellen können, und wir importieren,
was wir nicht haben, beispielsweise Roh-
stoffe.

BZ: Oder Bananen und Kaffee.
Landmann: Ja. Das war die ganz ur-
sprüngliche Logik des Außenhandels; im
Grunde einfach die Ausdehnung des Prin-
zips von Spezialisierung und Tausch auf
die Weltwirtschaft.

„Die Exportstatistik misst
nicht die Wertschöpfung.“

BZ: Was meinen Sie damit?
Landmann: Das Grundprinzip der
Marktwirtschaft ist die Arbeitsteilung. Je-
der spezialisiert sich auf das, was er am
besten kann, also etwa auf einen Beruf. Er
konsumiert aber eine breite Palette an
Gütern, die er mit seinem Einkommen er-
stehen kann. Schon vor über 200 Jahren
hat der große Vordenker der Volkswirt-
schaftslehre Adam Smith festgestellt: Es
macht keinen Sinn, dass der Schneider
sein Brot backt und der Bäcker seine Klei-
der schneidert. Sondern sie spezialisieren
sich und tauschen. Der internationale
Handel überträgt dieses Prinzip auf die
Weltwirtschaft.

BZ: Das erklärt aber nicht, warum wir
Autos sowohl aus- als auch einführen.
Landmann: Der Grund dafür ist, dass die
moderne Globalisierung eine internatio-
nale Fragmentierung der Wertschöp-
fungsketten bewirkt hat.

BZ: Was heißt das?
Landmann: Das heißt, dass die Produk-
tion von Gütern und Dienstleistungen auf
mehrere Länder verteilt wird. Der Stand-
ort Deutschland zum Beispiel ist einge-

woben in ein enges internationales Pro-
duktionsnetzwerk – vor allem mit seinen
europäischen Nachbarn. Bis zum Beispiel
ein Automobil fertig ist, durchläuft es vie-
le Produktionsschritte. Jeder Schritt wird
dort ausgeführt, wo er am günstigsten zu
stehen kommt. Ein bedeutender Teil
eines Automobils, das Deutschland ex-
portiert, ist somit nicht deutsche Wert-
schöpfung. Die Statistik der Exporte und
Importe zeigt den Bruttowert an, und
nicht das, was effektiv an Produktion im
Land selbst stattgefunden hat.

BZ: Die von Deutschland exportierten
Autos aus der Statistik sind also gar nicht
zu 100 Prozent deutsche Autos?
Landmann: Nein, sind sie nicht. Denn
es stecken viele Vorleistungen drin, die
aus dem Ausland bezogen wurden. Die
ausländische Vorleistung verlässt
Deutschland wieder, wenn das
Auto exportiert wird. Die Export-
statistik misst deutschen Export,
nicht deutsche Wertschöpfung.
Um eine Größenordnung zu nen-
nen: Von Deutschlands Gesamt-
exporten sind nur etwa drei Vier-
tel deutsche Wertschöpfung. Von
den Exporten in die Länder der
Europäischen Union sind es sogar
nur 60 Prozent.

BZ: Hauptabnehmer für deutsche
Kfz und Kfz-Teile waren laut Sta-
tistischem Bundesamt im vergan-
genen Jahr die USA. Von dort im-
portiert hat Deutschland viel we-
niger Autos. Dieser Unterschied
in der Handelsbilanz ist US-Präsi-
dent Donald Trump ein Dorn im
Auge. Sie sagen, die Statistik gebe

ein verfälschtes Bild wieder. Ist Trumps
Kritik unberechtigt?
Landmann: Im Falle des Handels zwi-
schen Deutschland und den USA ist die
Differenz zwischen Export- und Wert-
schöpfungsströmen nicht so groß. Was
Trump aber scheinbar übersieht, ist, dass
auch die amerikanische Industrie viel
Wertschöpfung ins Ausland ausgelagert
hat. So sind die Schwellenländer Asiens
zu eigentlichen Werkstätten amerikani-
scher Industrieunternehmen geworden.
Das muss man sich vergegenwärtigen,
um das Zerstörungspotenzial zu ermes-
sen, das einer protektionistischen Han-
delspolitik innewohnt. Wenn die ameri-
kanische Regierung pauschal Zölle auf Im-
porte aus China schlägt, dann trifft sie da-
mit eben nicht nur die Chinesen und auch
nicht nur die amerikanischen Verbrau-
cher, sondern sie zerreißt auch die Wert-

schöpfungsketten der globalisierten ame-
rikanischen Industrie.

BZ: Einen hohen Importüberschuss hat
Deutschland bei Erdöl und Erdgas, aber
auch bei landwirtschaftlichen Erzeugnis-
sen. Warum importieren wir so viele Gur-
ken und Tomaten aus Holland oder Spa-
nien, obwohl wir sie selbst anbauen
könnten?
Landmann: Auch hier greift wieder das
Prinzip der Spezialisierung. Spanien hat
einfach das bessere Klima. Holland schafft
es sich in den Gewächshäusern künstlich.

BZ: Doch das hat Nebenwirkungen. Wie
sollen unter diesen Vorzeichen der Ver-
kehr und die damit verbundene Schädi-
gung von Klima und Umwelt eingedämmt
werden?
Landmann: Klar, internationaler Handel

schafft eine Nachfrage nach
Transportdienstleistungen. Doch
es wäre falsch, den ökologischen
Nebenwirkungen dadurch zu be-
gegnen, dass man mit dem Holz-
hammer in den Außenhandel ein-
greift. Es ist vielmehr Aufgabe der
Umweltpolitik, dafür zu sorgen,
dass die Transportkosten wirklich
die vollen Kosten beinhalten, also
auch die Kosten der Umweltbelas-
tungen. Dann werden nur noch
diejenigen Güter hin und her ver-
schoben, für die sich dies unter
Berücksichtigung der wahren
Kosten rechnet.
–
Oliver Landmann (Jahrgang 1952)
ist ordentlicher Professor für theore-
tische Volkswirtschaftslehre an der
Albert-Ludwigs-Universität Freiburg.

Immobilien für Millionen beschlagnahmt
Deutschen Behörden gelingt ein Schlag im Zusammenhang mit einer riesigen Geldwäscheoperation

MÜNCHEN (dpa). Im Zusammenhang
mit einem der größten Geldwäschefälle
der Geschichte haben deutsche Ermittler
Immobilien und Geld im Wert von 50 Mil-
lionen Euro beschlagnahmt. Der Fall steht
im Zusammenhang mit der „Russian
Laundromat“-Affäre, bei der 22 Milliar-
den Dollar aus Russland über Banken in
Lettland und Moldau ins Ausland ver-
schoben worden sein sollen, wie Staats-
anwaltschaft München I und Bundeskri-
minalamt (BKA) am Mittwoch mitteilten.

Im Münchner Verfahren geht es um
drei Beschuldigte, die in Deutschland vier
Immobilien in Bayern und Hessen im
Wert von 40 Millionen Euro besitzen. Na-
tionalität, Geschlecht und Alter der Ver-
dächtigen nannten die Behörden nicht.
„Wir ermitteln noch“, sagte eine Spre-
cherin der Staatsanwaltschaft, deswegen
würden keine weiteren Einzelheiten ver-

öffentlicht. Einer der drei ist in München
ansässig.

„Russian Laundromat“ – zu Deutsch
der „russische Waschsalon“ – gilt als mut-
maßlich größte Geldwäscheoperation der
Geschichte. Öffentlich gemacht worden
war der Skandal 2014 durch das Recher-
chenetzwerk OCCRP. Eine zentrale Figur
der Gruppe soll ein leitender Manager der
lettischen Bank Trasta Komercbanka
(TKB) gewesen sein, die 2016 wegen
langjähriger krimineller Geschäfte von
der Bankenaufsicht in Riga abgewickelt
worden war.

Das BKA arbeitete bei den dreijährigen
Ermittlungen mit der lettischen Polizei
zusammen. In welchem Zusammenhang
die drei Beschuldigten mit den Aktivitä-
ten bei TKB stehen, ging aus der Erklä-
rung von Staatsanwaltschaft und BKA
nicht hervor. Das Geschäftsmodell war

laut Recherchenetzwerk OCCRP kompli-
ziert: Bei aufwendigen Scheingeschäften
zwischen eigens gegründeten Briefkas-
tenfirmen wurden fiktive Kredite nicht
zurückgezahlt.

Die Bürgen der fiktiven Scheinkredite
jedoch waren echt – laut OCRRP waren
sie Teil des „Waschsalons“ und überwie-
sen die angeblich ausstehenden Gelder
auf Konten in Moldau. Von dort aus wur-
den diese dann nach Lettland und damit
in die EU transferiert. Und in der EU kauf-
ten die Beteiligten mit dem Geld Immobi-
lien, Luxusgüter und andere Dinge. Nach
den OCCRP-Recherchen floss russisches
Schwarzgeld an weltweit mehr als 5000
Firmen in knapp 100 Ländern.

Die deutschen Ermittler beschlag-
nahmten nun vier Gebäude in Nürnberg,
Regensburg, Mühldorf am Inn und im
hessischen Schwalbach am Taunus.

Beispiellose
Strafe für die
Bank UBS
Institut soll in Frankreich mehr
als drei Milliarden Euro zahlen

PARIS (dpa). Die Schweizer Großbank
UBS muss wegen Geschäften mit Steuer-
hinterziehern in Frankreich ein Strafgeld
von mehr als 3,7 Milliarden Euro zahlen.
Es handele sich um ein Vergehen von
„außergewöhnlicher Schwere“, urteilte
ein Pariser Gericht am Mittwoch. Eine
Strafe für Steuerbetrug in dieser Höhe ist
laut Gerichtskreisen in Frankreich bei-
spiellos.

Ein Anwalt der Bank sagte, man habe
bereits Berufung gegen das Urteil einge-
legt. UBS-Manager Markus Diethelm kri-
tisierte eine „unverständliche Entschei-
dung“. Die Bank habe stets Vorwürfe
strafbaren Fehlverhaltens zurückgewie-
sen, teilte UBS in einer Erklärung am
Mittwoch mit. Die Anklage warf der UBS
Geldwäsche im Zusammenhang mit
Steuerhinterziehung sowie illegale An-
werbung von Kunden vor. Die Bank half
demnach vermögenden Franzosen, auf
Schweizer Konten Milliardenbeträge vor
dem Finanzamt zu verstecken. Es ging
insgesamt um Vermögenswerte von mehr
als zehn Milliarden Euro. Wegen der Er-
mittlungen hatte die französische Justiz
bereits eine Kaution von 1,1 Milliarden
Euro gegen das Geldhaus verhängt.

Das Gericht entschied auch, dass die
UBS, ihre französische Filiale und drei frü-
here Verantwortliche gemeinsam 800
Millionen Euro Schadenersatz an den
französischen Staat zahlen müssen. Der
Staat war in dem Prozess als Nebenkläger
aufgetreten. Die französische Filiale der
UBS erhielt eine Strafe von 15 Millionen
Euro. Fünf von sechs damals verantwortli-
chen Managern bekamen Haftstrafen auf
Bewährung sowie Geldstrafen von bis zu
300000 Euro. Die Bank hatte bereits vor
dem Urteil mitgeteilt, die in Frankreich
geforderten Beträge seien weder durch
die Beweise noch das Gesetz gerechtfer-
tigt. Die Vorwürfe bezogen sich auf den
Zeitraum 2004 bis 2012.

Die UBS war wegen Geschäften mit
Steuerhinterziehern auch in anderen
Ländern ins Visier der Behörden geraten.
In Deutschland einigte sich das Institut
2014 mit der Justiz auf eine Buße von
rund 300 Millionen Euro. Oliver Landmann F O T O : W O L F G A N G G R A B H E R R
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